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NEUES VOM BFH 

Umsatzsteuerliche 
Organschaft 
BFH, Urt. v. 2.12.2015, V R 
25/13, V R 15/14 und V R 67/14 

Der BFH hat mit mehreren zeit-
gleich veröffentlichten Urteilen 
zu einer Reihe von Zweifelsfra-
gen bei der umsatzsteuerlichen 
Organschaft Stellung genom-
men.  

Personengesellschaften als 
umsatzsteuerliche 
Organgesellschaften (V R 
25/13) 
Entgegen der bisherigen Recht-
sprechung können unter be-
stimmten Voraussetzungen auch 
Personengesellschaften umsatz-
steuerliche Organgesellschaften 
sein. Der Wortlaut des Gesetzes 
lässt zwar eine Personengesell-
schaft nicht als Organgesell-
schaft zu. Laut BFH kann eine 
Personengesellschaft jedoch 
ausnahmsweise (im Wege der 
teleologischen Erweiterung) 
dann Organgesellschaft sein, 
wenn die Gesellschafter der Per-
sonengesellschaft neben dem 
Organträger nur Personen sind, 
die finanziell in den Organträger 
eingegliedert sind. 

Keine umsatzsteuerliche 
Organschaft zwischen 
Schwestergesellschaften (V R 
15/14) 
Der BFH hält auch weiterhin am 
Erfordernis des finanziellen und 
organisatorischen Über- und Un-
terordnungsverhältnisses fest. 
Er lehnt ausdrücklich ab, die um-
satzsteuerliche Organschaft auf 
lediglich eng miteinander ver-
bundene Personen zu erweitern. 
Eine eigene (unmittelbare oder 
mittelbare) Mehrheitsbeteiligung 
des Organträgers an der Toch-
tergesellschaft (finanzielle Ein-
gliederung) sei erforderlich, um 
den Organträger als einzigen 
Steuerschuldner für den Organ-
kreis rechtssicher bestimmen zu 
können. Bei einer lediglich en-
gen finanziellen Verbindung 
könne dies nicht gewährleistet 
werden. Darüber hinaus sei die 
finanzielle Eingliederung auch 
dann zu verneinen, wenn nur ein 
Gesellschafter über die Stimm-
rechtsmehrheit an den beiden 
Schwestergesellschaften ver-
fügt. 

Keine umsatzsteuerliche 
Organschaft mit 
Nichtunternehmern (V R 
67/14) 
Der BFH hält daran fest, dass 
die Organschaft auf umsatzsteu-
erliche Unternehmer beschränkt 
ist. Das gilt sowohl für  
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Organgesellschaften als auch für 
den Organträger. Dies entspricht 
der Auffassung der Finanzver-
waltung. Diese Einschränkung 
sei zur Verhinderung miss-
bräuchlicher Praktiken auch uni-
onsrechtlich geboten. Nach Auf-
fassung des BFH käme es 
andernfalls zu einer Umgehung 
des Vorsteuerabzugsverbots für 
Nichtunternehmer. 

 
Bitte beachten Sie: 
In Bezug auf das Erfordernis der 
organisatorischen Eingliederung 
hält der BFH an seiner Auffas-
sung fest, dass ein Veto-Recht 
zur Verhinderung einer vom Or-
ganträger abweichenden Wil-
lensbildung nicht ausreichend ist 
(siehe BFH-Urteil vom 8.8.2013, 
V R 18/13, MwSt. VAT Newslet-
ter September/Oktober 2013). 
Die Finanzverwaltung hat mit 
BMF-Schreiben vom 5.5.2014,IV 
D 2 – S 7105/11/10001 – IV D 2 
– S 7105/13/10003 (MwSt. VAT 
Newsletter Mai 2014) die Veröf-
fentlichung des BFH-Urteils und 
damit dessen allgemeine An-
wendung über den entschiede-
nen Einzelfall hinaus bis auf wei-
teres zurückgestellt. Die BFH-
Urteile vom 2.12.2015 sind im 
Zusammenhang mit dem EuGH-
Urteil vom 16.7.2015 in den ver-
bundenen Rechtssachen C-
108/14 (Larentia + Minerva) und 
C-109/14 (Marenave) zu sehen 
(siehe MwSt. VAT Newsletter 
Juli 2015). Das EuGH-Urteil be-
trifft auf Vorlage des XI. Senats 
den Vorsteuerabzug einer Füh-
rungsholding unter Berücksichti-
gung einer eventuell bestehen-
den Organschaft. Es bleibt 
abzuwarten, wie der XI. Senat 
des BFH in seinen Nachfolge-
entscheidungen die Rechtspre-
chung des V. Senats berücksich-
tigt und welche Rechtsauffas-
sung die Finanzverwaltung 
daraus ableitet. 

 

Geschäftsveräußerung im 
Ganzen durch einen Bauträger 
BFH, Urt. v. 12.8.2015, XI R 
16/14 

Das BFH-Urteil betrifft die Frage, 
unter welchen Voraussetzungen 
die Übertragung eines vermiete-
ten Bürogebäudekomplexes 
durch einen Bauträger eine nicht 
steuerbare Geschäftsveräuße-
rung im Ganzen begründet. 

Sachverhalt 
Im Streitfall veräußerte eine GbR 
im Januar 2006 einen Büroge-
bäudekomplex an eine in Lu-
xemburg ansässige GmbH. Die 
GbR war eine sogenannte Ob-
jektgesellschaft. Ihr Zweck war 
der Erwerb, die Sanierung, die 
langfristige Vermietung und der 
Verkauf des Objekts. Die GbR 
hatte das Objekt 2001 erworben 
sowie in den Jahren 2001 und 
2002 erweitert und saniert. Die 
Baumaßnahmen waren mit Aus-
nahme der Innenausbauten im 
Februar 2002 fertiggestellt. Die 
Vermietung erfolgte ab Februar 
2003. Ende 2003 waren 52 % 
der Gesamtnutzfläche vermietet. 
Im Zeitpunkt der ersten Kontakt-
aufnahme mit der GmbH im Ok-
tober 2005 hatte die GbR bereits 
80 % der Gesamtflächen ver-
mietet; beim Verkauf des Ob-
jekts im Januar 2006 waren es 
90 %. Die bestehenden Mietver-
hältnisse wurden von der GmbH 
fortgeführt. Streitig ist, ob eine 
Geschäftsveräußerung im Gan-
zen vorliegt. Das Finanzgericht 
des Saarlands hat dies bejaht. 
Bei der GbR habe gemessen an 
der Dauer und der Intensität des 
Tätigwerdens eine nachhaltige 
Vermietungstätigkeit vorgele-
gen, die fortgeführt werden 
konnte. 

Urteil 
Der BFH hat die Revision des Fi-
nanzamts als unbegründet zu-
rückgewiesen. Der BFH hält da-
ran fest, dass die Übertragung 
eines vermieteten Grundstücks 

zu einer nicht umsatzsteuerba-
ren Geschäftsveräußerung im 
Ganzen führt, wenn der Erwer-
ber durch den mit dem Grund-
stückserwerb verbundenen Ein-
tritt in bestehende Mietverträge 
vom Veräußerer ein Vermie-
tungsunternehmen übernimmt. 
Im Fall eines Bauträgers liegt 
keine Geschäftsveräußerung im 
Ganzen vor, wenn dessen unter-
nehmerische Tätigkeit im We-
sentlichen darin besteht, ein Ge-
bäude zu errichten und 
Mieter/Pächter für die einzelnen 
Einheiten zu finden, um es im 
Anschluss an die Fertigstellung 
aufgrund bereits erfolgter Ver-
mietung ertragssteigernd veräu-
ßern zu können. Eine Geschäfts-
veräußerung liegt jedoch vor, 
wenn der Bauträger das Ge-
bäude erworben, saniert, weit-
gehend vermietet und sodann 
veräußert hat. Dazu muss in-
folge einer nachhaltigen Vermie-
tungstätigkeit beim Bauträger im 
Zeitpunkt der Veräußerung ein 
Vermietungsunternehmen vorlie-
gen, das vom Erwerber fortge-
führt wird. Der BFH beanstandet 
im Streitfall  die entsprechende 
Würdigung des Finanzgerichts 
des Saarlands unter Berücksich-
tigung der konkreten Umstände 
des Streitfalls nicht. 

Bitte beachten Sie: 
Der BFH hat in einem weiteren 
Urteil vom 3.12.2015, V R 36/13, 
zur Geschäftsveräußerung im 
Ganzen im Falle einer Betriebs-
aufspaltung auf zwei Personen-
gesellschaften Stellung genom-
men. Danach erfordert eine 
Geschäftsveräußerung die Über-
tragung auf nur einen Erwerber. 
Dem Erwerber muss allerdings 
nicht das gesamte Unterneh-
mensvermögen übertragen wer-
den. Danach ist es ausreichend, 
wenn neben der Übertragung 
einzelne Wirtschaftsgüter an 
den Erwerber vermietet oder 
verpachtet werden. Daher be-
jahte der BFH im Streitfall eine 
Geschäftsveräußerung bezüglich 

https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2013/10/vat-newsletter-dt-2013-09-10-kpmg.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2013/10/vat-newsletter-dt-2013-09-10-kpmg.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2014/05/vat-newsletter-mai-2014-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2014/05/vat-newsletter-mai-2014-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2015/09/vat-newsletter-juli-2015-kpmg-de-neu.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2015/09/vat-newsletter-juli-2015-kpmg-de-neu.pdf
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der Übertragung auf eine Be-
triebsgesellschaft. Hingegen 
lehnte er eine Geschäftsveräu-
ßerung im Ganzen für die Über-
tragung des Anlagevermögens 
auf die Besitzgesellschaft ab, da 
deren Nutzungsüberlassung an 
die Betriebsgesellschaft man-
gels Entgelt nicht als Fortset-
zung der durch den Kläger aus-
geübten Unternehmenstätigkeit 
angesehen werden konnte. Zwi-
schen Betriebs- und Besitzge-
sellschaft lag auf der Grundlage 
der BFH-Urteile vom 2.12.2015 
(siehe Beitrag in diesem 
Newsletter) auch keine Organ-
schaft vor. Dies scheiterte insbe-
sondere am Erfordernis einer ei-
genen Mehrheitsbeteiligung. 

 

Zeitliche Grenze der Option 
zur Umsatzsteuer 
BFH, Urt. v. 21.10.2015, XI R 
40/13 

Der BFH hat im vorliegenden Ur-
teil zur zeitlichen Grenze für die 
Erklärung des Verzichts auf die 
Steuerbefreiung einer Grund-
stückslieferung Stellung genom-
men. 

Sachverhalt 
Ein Unternehmer erwarb im Jahr 
2003 ein Grundstück und ver-
pachtete es an seine Organge-
sellschaft, eine GmbH, die es ih-
rerseits zur Ausführung 
steuerpflichtiger Umsätze ver-
wendete. Die ihm beim Erwerb 
des Grundstücks in Rechnung 
gestellte Umsatzsteuer zog der 
Unternehmer als Vorsteuer ab. 
Mit notariellem Vertrag vom 
22.10.2009 veräußerte der Un-
ternehmer das Grundstück an 
seine Ehefrau. Einen Verzicht 
auf die Steuerbefreiung der 
Grundstückslieferung wurde in 
dem notariellen Vertrag nicht er-
klärt. Die Ehefrau verpachtete 
das Grundstück umsatzsteuer-
pflichtig an die GmbH. Streitig 

ist, ob eine steuerfreie Grund-
stücklieferung vorliegt, die beim 
Unternehmer zu einer Vorsteuer-
berichtigung nach § 15a UStG 
führt. Das Niedersächsische Fi-
nanzgericht wies in der mündli-
chen Verhandlung darauf hin, 
dass eine nichtsteuerbare Ge-
schäftsveräußerung ausschied. 
Der Unternehmer hatte aufgrund 
der Organschaft umsatzsteuer-
rechtlich keine Vermietungsleis-
tung gegenüber der GmbH er-
bracht und konnte deshalb kein 
Vermietungsunternehmen über-
tragen. Das Niedersächsische  
Finanzgericht regte eine nach-
trägliche Option zur Umsatzsteu-
erpflicht an und vertagte die 
mündliche Verhandlung. Hierauf 
änderte das Ehepaar den notari-
ellen Kaufvertrag entsprechend 
und die Klage hatte Erfolg. Das 
Finanzamt ist der Ansicht, die 
Option wurde zu spät ausgeübt, 
weil sie nach formeller Be-
standskraft der Steuerfestset-
zung 2009 erfolgte. 

Urteil 
Die Revision des Finanzamts hat 
der BFH im Ergebnis für begrün-
det gehalten. Laut BFH kann der 
Verzicht auf die Umsatzsteuer-
befreiung der Lieferung eines 
Grundstücks (außerhalb eines 
Zwangsversteigerungsverfah-
rens) nach § 9 Abs. 3 Satz 2 
UStG nur in dem dieser Grund-
stückslieferung zugrunde liegen-
den notariell zu beurkundenden 
Vertrag erklärt werden. Ein spä-
terer Verzicht auf die Umsatz-
steuerbefreiung ist unwirksam, 
auch wenn er notariell beurkun-
det wird.  

Bitte beachten Sie: 
Der BFH folgt nicht der Auffas-
sung der Finanzverwaltung, wo-
nach ein erstmaliger notarieller 
Kaufvertrag, der keine Aussagen 
zur Option enthält, durch einen 
weiteren notariellen Vertrag 
(BMF-Schreiben vom 31.3.2000, 
IV D 1– S 7279-107/04) bis zur 

formellen Bestandskraft der Jah-
resfestsetzung (Abschnitt 9.1 
Abs. 3 Satz 1 UStAE) ergänzt 
werden kann. Die Reaktion der 
Finanzverwaltung bleibt abzu-
warten. Unabhängig von dieser 
Frage ist im Grundstückskauf-
vertrag auf eine ordnungsge-
mäße Optionsklausel zu achten. 
Im Rahmen einer Geschäftsver-
äußerung im Ganzen kommt 
eine Option grundsätzlich nicht 
in Betracht, weil insgesamt ein 
nicht steuerbarer Vorgang vor-
liegt. Gehen die Parteien jedoch 
im Rahmen des notariellen Kauf-
vertrags übereinstimmend von 
einer Geschäftsveräußerung im 
Ganzen aus und beabsichtigen 
sie lediglich für den Fall, dass 
sich ihre rechtliche Beurteilung 
später als unzutreffend heraus-
stellt, eine Option zur Steuer-
pflicht, gilt diese vorsorglich und 
im Übrigen unbedingt im notari-
ellen Kaufvertrag erklärte Option 
als mit Vertragsschluss wirksam 
(so die Auffassung der Finanz-
verwaltung in Abschnitt 9.1 Abs. 
3 Sätze 2 und 3 UStAE). 

 

NEUES VOM BMF 

Steuerbefreiung für 
grenzüberschreitende 
Lieferungen bei sogenannter 
gebrochener Beförderung 
oder Versendung  
BMF, Schr. v. 7.12.2015,III C 2 –
S 7116-a/13/10001 - III C 3 – S 
7134/13/10001  

Das BMF hat mit vorliegendem 
Schreiben Stellung zur Steuerbe-
freiung für Ausfuhrlieferungen 
und innergemeinschaftliche Lie-
ferungen bei sogenannter gebro-
chener Beförderung oder Ver-
sendung genommen. Der UStAE 
wird entsprechend geändert. 
Das BMF-Schreiben gilt in allen 
offenen Fällen.  
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Grundsätze der 
Verwaltungsregelung 
Wenn der Lieferer und Abneh-
mer bzw. in deren Auftrag je-
weils ein Dritter in den Transport 
des Liefergegenstands einge-
bunden sind, liegt eine soge-
nannte gebrochene Beförderung 
oder Versendung vor. Diese Auf-
teilung (der Gesamtstrecke) ist 
für die Annahme einer (durchge-
henden) innergemeinschaftli-
chen Lieferung oder Ausfuhr un-
schädlich, wenn der Abnehmer 
zu Beginn des Transports fest-
steht (siehe dazu Abschnitt 3.12 
Abs. 3 Satz 4 ff. UStAE) und der 
Transport ohne nennenswerte 
Unterbrechung erfolgt. Der Lie-
ferer muss nachweisen, dass 
ein zeitlicher und sachlicher Zu-
sammenhang zwischen der Lie-
ferung des Gegenstands und 
seiner Beförderung oder Versen-
dung sowie ein kontinuierlicher 
Ablauf dieses Vorgangs gegeben 
sind. Rein tatsächliche Unterbre-
chungen des Transports, die le-
diglich dem Transportvorgang 
geschuldet sind, sind unter den 
gleichen Voraussetzungen un-
schädlich. Bei Ausfuhren ist zu-
sätzlich folgendes zu beachten: 
Hat der Abnehmer den Gegen-
stand der Lieferung im Rahmen 
seines Teils der Lieferstrecke in 
das Drittlandgebiet befördert o-
der versendet, muss er seinen 
Sitz oder gegebenenfalls seine 
Zweigniederlassung (die den 
Vertrag im eigenen Namen ge-
schlossen haben muss) im Aus-
land haben (siehe § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 2 
UStG).  

Konsequenzen für die 
Beurteilung von 
Reihengeschäften 
Das BMF hält daran fest, dass 
es bei einer gebrochenen Beför-
derung oder Versendung an der 
für ein Reihengeschäft erforderli-
chen Unmittelbarkeit der Waren-
bewegung fehlt (Abschnitt 3.14 
Abs. 4 Satz 1 UStAE), so dass 

mehrere hintereinandergeschal-
tete und getrennt zu beurtei-
lende Einzellieferungen vorlie-
gen. Dagegen sind rein 
tatsächliche Unterbrechungen 
des Transports, die lediglich 
dem Transportvorgang geschul-
det sind, unter den oben ge-
nannten Voraussetzungen für 
die Unmittelbarkeit der Waren-
bewegung unschädlich. 

Vereinfachungsregelung für 
Reihengeschäfte 
In einem neuen Abschnitt 3.14 
Abs. 19 UStAE werden zwei 
Vereinfachungsregelungen für 
Reihengeschäfte unter Berück-
sichtigung des Rechts anderer 
Mitgliedstaaten aufgenommen: 

1. Allgemeine Kollisionsrege-
lung für Reihengeschäfte 
(unverändert aus Abschnitt 
3.14 Abs.11 UStAE über-
nommen) 

Es wird nicht beanstandet, wenn 
die Zuordnung der bewegten 
Lieferung von einem an dem 
Reihengeschäft beteiligten Un-
ternehmer ausnahmsweise nicht 
nach Regelungen im UStAE, 
sondern nach dem Recht eines 
anderen Mitgliedstaates der EU 
vorgenommen worden ist. 

2. Spezielle Kollisionsregelung 
für gebrochene Beförderun-
gen und Versendungen aus 
einem anderen Mitgliedstaat 
über Deutschland ins Dritt-
landsgebiet (neu) 

Die Behandlung als Reihenge-
schäft wird nicht beanstandet, 
wenn der erste Unternehmer 
den Liefergegenstand aus dem 
anderen EU-Mitgliedstaat nur 
zum Zweck der Verschiffung ins 
Drittlandsgebiet nach Deutsch-
land befördert oder versendet, 
aufgrund des Rechts des ande-
ren EU-Mitgliedstaats die Be-
handlung als Reihengeschäft 
vorgenommen worden ist und 

der Unternehmer, dessen Liefe-
rung bei Nichtannahme eines 
Reihengeschäfts im Inland steu-
erbar wäre, dies nachweist. 

 

Urteil des BFH zur 
vollständigen 
Rechnungsanschrift im 
Bundessteuerblatt 
veröffentlicht 
BFH, Urt. v. 22.7.2015, V R 
23/14, BStBl. II 2015, S. 914 

Laut dem vorliegenden BFH-Ur-
teil wird das Rechnungsmerkmal 
„vollständige Anschrift“ in § 14 
Abs. 4 Nr. 1 UStG nur durch die 
Angabe der zutreffenden An-
schrift des leistenden Unterneh-
mers, unter der er seine wirt-
schaftlichen Aktivitäten entfaltet, 
erfüllt. Der BFH hält nicht an sei-
ner bisherigen Rechtsprechung 
fest, wonach ein „Briefkasten-
sitz“ mit nur postalischer Er-
reichbarkeit als Rechnungsan-
schrift (im Einzelfall) ausreichen 
kann. In einem obiter dictum im 
Urteil hat der BFH ferner zu er-
kennen geben, dass er entgegen 
der Finanzverwaltung (Abschnitt 
14.5 Abs. 2 Satz 3 UStAE) eine 
Postfachadresse des Leistungs-
empfängers nicht als ausrei-
chende Rechnungsangabe an-
sieht (MwSt. VAT Newsletter 
August/September 2015). Das 
Urteil wurde am 30.11.2015 im 
Bundessteuerblatt veröffentlicht, 
der UStAE (bislang) jedoch nicht 
geändert.  

Bitte beachten Sie: 
Die Bundessteuerberaterkam-
mer hat das BMF mit Schreiben 
vom 21.1.2016 auf die mit der 
Veröffentlichung des BFH-Urteils 
im Bundessteuerblatt und Beibe-
haltung der Regelung im UStAE 
verbundenen Rechtsunsicher-
heit für Unternehmen hingewie-
sen und unter anderem um eine 
ausdrückliche Nichtbeanstan-
dungsregelung gebeten. Bis da-

https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2015/09/vat-newsletter-august-september-2015-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2015/09/vat-newsletter-august-september-2015-kpmg-de.pdf
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hin sollten betroffene Unterneh-
men ihre Eingangsrechnungen ‒ 
unter Berücksichtigung eines 
eventuellen Vertrauensschutzes 
nach § 176 für die Vergangen-
heit ‒ überprüfen. Je nach Ein-
zelfall sollten die Sachverhalte 
offen gelegt werden. Wie be-
reits geschildert (MwSt. VAT 
Newsletter August/September 
2015) sind derzeit beim BFH 
noch mehrere weitere Revisi-
onsverfahren zur Frage der ord-
nungsgemäßen Rechnungsan-
schrift anhängig. Die Auffassung 
des BFH im Urteil vom 
22.7.2015 dürfte zumindest im 
Einzelfall gegen die vom EuGH 
im Urteil vom 22.10.2015 (Rs. C-
277/14 ‒ PPUH Stehcamp) auf-
gestellten Grundsätze versto-
ßen. Laut EuGH reicht die An-
gabe des Gesellschaftssitzes für 
den Vorsteuerabzug aus, wenn 
die wirtschaftliche Tätigkeit nicht 
dort, sondern an einem anderen 
Ort tatsächlich ausgeübt wird. 

 

IN KÜRZE  

Rückwirkung einer 
Rechnungsberichtigung 
EuGH, Schlussanträge des Ge-
neralanwalts v. 17.2.2016 ‒ Rs. 
C-518/14 ‒ Senatex 

Die Schlussanträge des General-
anwalts betreffen eine Vorlage 
des Niedersächsischen Finanz-
gerichts vom 3.7.2014, 5 K 
40/14 (MwSt. VAT Newsletter 
Dezember 2014). Der Generalan-
walt hat dabei zur Frage Stellung 
genommen, ob und gegebenen-
falls unter welchen Bedingungen 
einer Rechnungsberichtigung 
Rückwirkung zukommt. Der Ge-
neralanwalt bejaht grundsätzlich 
die Rückwirkung einer Rech-
nungsberichtigung. Ansonsten 
würde gegen den Grundsatz des 
Rechts auf Sofortabzug der Vor-
steuer verstoßen werden und 
ein erhebliches finanzielles Ri-

siko aufgrund eventueller Nach-
zahlungszinsen (in Deutschland: 
§ 233a AO) bestehen. Die Mit-
gliedstaaten sind nicht daran ge-
hindert, Sanktionen für den Fall  
vorzusehen, dass keine ord-
nungsgemäße Rechnung ausge-
stellt wurde, müssen dabei aber 
den Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit beachten. Die Erhebung 
von Nachzahlungszinsen würde 
gegen den Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit verstoßen. Um 
Missbräuche zu verhindern, kön-
nen die Mitgliedstaaten auch 
Maßnahmen der zeitlichen Be-
grenzung vorsehen, berichtigte 
Rechnungen einzureichen, wenn 
die Grundsätze der Äquivalenz 
und Effektivität eingehalten wer-
den. Eine Nichtberücksichtigung  
der Berichtigung im Einspruchs-
verfahren erscheint dem Gene-
ralanwalt übertrieben und kann 
die Ausübung des Vorsteuerab-
zugsrechts unmöglich machen 
oder übermäßig erschweren. 
Der Generalanwalt beschäftigt 
sich jedoch nicht mit der Frage, 
welche Mindestanforderungen 
an eine berichtigungsfähige 
Rechnung zu stellen sind. In den 
Streitfällen mangelte es den zu-
nächst ausgestellten Rechnun-
gen nämlich lediglich an der An-
gabe der Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer oder 
Steuernummer des leistenden 
Unternehmers. Damit war offen-
sichtlich, dass zunächst eine 
Rechnung im umsatzsteuerli-
chen Sinne, wenn auch fehler-
haft, ausgestellt worden war. 
Die Entscheidung des EuGH 
bleibt abzuwarten. Mit einem Ur-
teil des EuGH ist innerhalb der 
nächsten Monate zu rechnen. 

Einfuhrumsatzsteuer und 
Vorsteuerabzug 
BFH, Urt. v. 11.11.2015, V R 
68/14 

Der BFH hat mit vorliegendem 
Urteil entschieden, dass der Be-
treiber eines Zolllagers nicht 

zum Abzug der Einfuhrumsatz-
steuer als Vorsteuer berechtigt 
ist. Nach ständiger Rechtspre-
chung des BFH setzt der Abzug 
der Einfuhrumsatzsteuer als Vor-
steuer voraus, dass dem Unter-
nehmer die Verfügungsmacht an 
dem eingeführten Gegenstand 
zusteht. Der BFH hält daran 
auch unter Berücksichtigung des 
EuGH-Urteils vom 25.6.2015, 
Rs. C-187/14 – DSV Road A/S 
(MwSt. VAT Newsletter Juli 
2015) fest. Das EuGH-Urteil gibt 
für den BFH keinen Anlass, auf 
das Auslegungsmerkmal der 
Verfügungsmacht zu verzichten. 
Es ist lediglich dahingehend zu 
präzisieren, dass die für den Vor-
steuerabzug aus Einfuhrumsatz-
steuer maßgebliche Einfuhr für 
das Unternehmen des Abzugs-
berechtigten dann vorliegt, 
wenn die Einfuhrumsatzsteuer 
Eingang in den Preis der Aus-
gangsumsätze oder in den Preis 
der Gegenstände oder Dienst-
leistungen findet, die der Steuer-
pflichtige im Rahmen seiner 
wirtschaftlichen Tätigkeiten lie-
fert bzw. erbringt. Im Streitfall 
gehört die Einfuhrumsatzsteuer 
nicht zu den Kostenelementen 
der unternehmerischen Tätigkeit 
des Zolllagerbetreibers. Es ge-
nügt für eine Berechtigung zum 
Vorsteuerabzug aus Einfuhrum-
satzsteuer als "Einführer" nicht, 
dass die Einfuhrumsatzsteuer 
festgesetzt wird. Die Festset-
zung der Einfuhrumsatzsteuer 
gegenüber dem Unternehmer 
macht diesen daher nicht zum 
Einführer. Gegenteiliges ergibt 
sich unter Berücksichtigung des 
EuGH-Urteils auch nicht unter 
dem Gesichtspunkt einer mögli-
chen Weiterbelastung von Kos-
ten durch den Lagerhalter an 
den Auftraggeber. 

 

 

https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2015/09/vat-newsletter-august-september-2015-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2015/09/vat-newsletter-august-september-2015-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2015/09/vat-newsletter-august-september-2015-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2014/12/vat-newsletter-dezember-2014-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2014/12/vat-newsletter-dezember-2014-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2015/09/vat-newsletter-juli-2015-kpmg-de-neu.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2015/09/vat-newsletter-juli-2015-kpmg-de-neu.pdf
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Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers von 
Bauleistungen 
BFH, Beschl. v. 17.12.2015, XI B 
84/15 

Der Beschluss des BFH im 
einstweiligen Rechtsschutzver-
fahren betrifft im Jahr 2011 und 
2012 erbrachte Bauleistungen 
an Bauträger. Entsprechend Ab-
schnitt 13b.3 UStAE hatte der 
leistende Unternehmer die Bau-
leistungen nicht der Umsatz-
steuer unterworfen. Die Steuer-
schuld hatten vielmehr die 
Bauträger als Leistungsempfän-
ger zu tragen. Der BFH ent-
schied dagegen mit Urteil vom 
22.8.2013, V R 37/10 (siehe 
MwSt. VAT Newsletter Dezem-
ber 2013), dass eine Umkehr der 
Steuerschuld auf Bauträger re-
gelmäßig nicht zulässig sei. Die 
Bauträger machten daraufhin im 
vorliegenden Streitfall von der 
Nichtbeanstandungsregelung im 
BMF-Schreiben vom 5.2.2014 
(siehe MwSt. VAT Newsletter 
März 2014) für vor dem 
15.2.2014 erbrachte Bauleistun-
gen keinen Gebrauch und forder-
ten die von ihnen gezahlte Um-
satzsteuer zurück. Das 
Finanzamt setzte nunmehr die 
Umsatzsteuer gegenüber dem 
leistenden Unternehmer fest. Es 
stützte sich dabei auf die zum 
1.10.2014 – in Reaktion auf das 
BFH-Urteil – neu geschaffene 
Regelung des § 27 Abs. 19 Satz 
2 UStG, die den Vertrauens-
schutz für die hier in Rede ste-
henden Fälle rückwirkend aus-
schließt (siehe BMF-Schreiben 
vom 31.7.2014; MwSt. VAT 
Newsletter August/September 
2014). Das Finanzgericht Müns-
ter hatte dem Antrag des leis-
tenden Unternehmers auf vor-
läufigen Rechtsschutz 
stattgegeben (Beschl. v. 
21.9.2015,5 V 2152/15 U). Die 
Beschwerde des Finanzamts 
hatte keinen Erfolg. Nach Auf-
fassung des BFH bestehen 

ernstliche Zweifel an der Recht-
mäßigkeit von gemäß § 27 Abs. 
19 UStG geänderten Umsatz-
steuerbescheiden. Die Entschei-
dung, ob das Vertrauensschutz-
konzept des § 27 Abs. 19 Satz 2 
UStG im konkreten Einzelfall den 
verfassungsrechtlichen und eu-
roparechtlichen Vorgaben ge-
nügt, um den Vertrauensschutz 
nach § 176 Abs. 2 AO zu sus-
pendieren, ist dem Hauptsache-
verfahren (hier einer noch zu er-
hebenden Klage) vorbehalten. 
Dies kommt dann in Betracht, 
wenn dem Bauleistenden kein 
Vermögensschaden droht, d.h. 
wenn er dem Leistungsempfän-
ger die Umsatzsteuer nachbe-
rechnen und dem Finanzamt den 
zivilrechtlichen Anspruch abtre-
ten kann.  

Bitte beachten Sie: 
Als erstes Finanzgericht in ei-
nem Hauptsacheverfahren hat 
das Niedersächsische Finanzge-
richt mit Urteil vom 29.10.2015 
(Az. 5 K 80/15) zu § 27 Abs. 19 
UStG Stellung genommen. Nach 
Auffassung des Finanzgerichts 
ist die Übergangsregelung als 
verfahrensrechtliche Sonderre-
gelung zu § 174 Abs. 3 AO zu 
verstehen. Sie sei verfassungs-
konform und verstoße nicht ge-
gen das aus dem Rechtsstaats-
prinzip folgende 
Rückwirkungsverbot. Das Urteil 
ist rechtskräftig, da trotz Zulas-
sung keine Revision beim BFH 
eingelegt wurde. Der V. Senat 
des BFH hat wie der XI. Senat 
des BFH ernstliche Zweifel an 
der Rechtmäßigkeit von gemäß 
§ 27 Abs. 19 Satz 2 UStG geän-
derten Umsatzsteuerbescheiden 
Überdies ist für den BFH ernst-
lich zweifelhaft, ob der in der 
Person des Bauleistenden ent-
standene Steueranspruch auf-
grund der früheren Verwaltungs-
anweisung entsprechend § 17 
Abs. 2 Nr. 1 UStG uneinbringlich 
geworden ist. In Folge dessen 
hätte der Unternehmer die Bau-

leistungen erst dann zu versteu-
ern, wenn er den darauf entfal-
lenden Umsatzsteuerbetrag ver-
einnahmt. Umgekehrt entfiele 
die Steuerschuld des Bauträgers 
erst mit Zahlung des Steuerbe-
trags an den Bauleistenden, 
bzw. bei einer Abtretung nach § 
27 Abs. 19 S. 3, 4 UStG an das 
Finanzamt (BFH, Beschl. v. 
27.1.2016, V B 87/15, im einst-
weiligen Rechtsschutzverfah-
ren). 

 

Gesetzliche Neuregelung der 
Reihengeschäfte 
BMF, Schr. v. 28.12.2015, III C 2 
– S 7116-a/08/10002 :003 

Das BMF hat mit Schreiben vom 
28.12.2015 zahlreichen Verbän-
den, insbesondere aus den Be-
reichen Wirtschaft, Steuern und 
öffentlicher Hand, einen mögli-
chen Gesetzesvorschlag zur 
Neuregelung der Reihenge-
schäfte vorgestellt. Bei den dort 
enthaltenen Formulierungen 
handelt es sich ausdrücklich 
nicht um einen offiziellen Vor-
schlag der Bundesregierung an 
den Gesetzgeber, sondern ledig-
lich um einen fachlichen Diskus-
sionsbeitrag auf Arbeitsebene. 
Der BFH hatte die bestehenden 
Verwaltungsregelungen teil-
weise als rechtswidrig einge-
stuft hat, wobei die beiden Um-
satzsteuersenate dies 
unterschiedlich begründen 
(siehe MwSt. VAT Newsletter 
Mai 2015). Bei den betroffenen 
Unternehmen herrscht daher 
eine große Verunsicherung, so 
dass nun eine unionsrechtskon-
forme, rechtssichere und praxis-
taugliche Neuregelung erfolgen 
soll. Die Verbände waren dabei 
auf Ebene eines fachlichen Ge-
dankenaustauschs um ihre Stel-
lungnahmen bis zum 29.1.2015 
gebeten. Die inzwischen veröf-
fentlichten – im Detail durchaus 
unterschiedlichen – Stellungnah-
men und Änderungsvorschläge 

https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2013/12/vat-newsletter-dezember-2013-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2013/12/vat-newsletter-dezember-2013-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2014/03/vat-newsletter-maerz-2014-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2014/03/vat-newsletter-maerz-2014-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2014/09/vat-newsletter-august-september-2014-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2014/09/vat-newsletter-august-september-2014-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2014/09/vat-newsletter-august-september-2014-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2015/06/vat-newsletter-mai-2015-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2015/06/vat-newsletter-mai-2015-kpmg-de.pdf
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(siehe z. B. Spitzenverbände der 
deutschen Wirtschaft, StBK, 
IDW) zeigen das gemeinsame 
Bemühen von BMF und Verbän-
den um eine praxisgerechte 
Neuregelung. Dem finalen Ge-
setzentwurf darf mit Spannung 
entgegen gesehen werden.  

 

Warenlieferungen in und aus 
Konsignationslagern 
OFD Frankfurt, Verfügung v. 
15.12.2015, S 7100a A – 4 – St 
110 

Die OFD Frankfurt hat ihre Ver-
fügung vom 17.3.2010 zu Wa-
renlieferungen in und aus Kon-
signationslagern überarbeitet. 
Die Verfügung betrifft Konsigna-
tionslager in Deutschland mit 
Waren aus Drittländern oder an-
deren EU-Mitgliedstaaten sowie 
Konsignationslager in anderen 
EU-Mitgliedstaaten mit Waren 
aus Deutschland. Die OFD ver-
weist wie bisher auf Abschnitt 
1a.2 Abs. 6 UStAE, der bei Liefe-
rungen aus einem anderen EU-
Mitgliedstaat über ein deutsches 
Warenlager generell von einem 
innergemeinschaftlichen Verbrin-
gen mit anschließender Inlands-
lieferung ausgeht. Dem stehe 
das Urteil des Hessischen Fi-
nanzgerichts vom 25.8.2015 
(MwSt. VAT Newsletter Dezem-
ber 2015) nicht entgegen. Ge-
gen das Urteil wurde Revision 
eingelegt (Az. V R 31/15). Falls 
sich Unternehmer in derartigen 
Fällen gegen die Besteuerung 
der Inlandslieferung wenden, ru-
hen laut OFD die Verfahren nach 
§ 363 Abs. 1 AO. Daneben wur-
den in der Verfügung die Aus-
führungen zu Vereinfachungsre-
gelungen in anderen 
europäischen Ländern in Bezug 
auf Rumänien und Spanien über-
arbeitet. Die Verfügung gilt zwar 
unmittelbar nur für die hessi-
schen Finanzämter, oft orientiert 
sich aber auch die Finanzverwal-

tung in den anderen Bundeslän-
dern an den aufgestellten 
Grundsätzen. Ergänzend ist auf 
ein Urteil des Finanzgerichts 
Düsseldorf vom 6.11.2015 (Az. 1 
K 1983/13 U; Az. des BFH: V R 
1/16) hinzuweisen, das wie das 
Hessische Finanzgericht bei 
Konsignationslagern für die 
Frage des Lieferorts auf den 
Zeitpunkt des verbindlichen 
Kaufvertrages abstellt. So hat 
das Finanzgericht Düsseldorf be-
züglich Lieferungen eines nie-
derländischen Unternehmers in 
ein deutsches Konsignationsla-
ger eine steuerpflichtige Inlands-
lieferung bejaht, weil im Streitfall 
ein verbindlicher Kaufvertrag 
zwischen den Vertragsbeteilig-
ten erst nach der Einlagerung 
der Waren geschlossen wurde 
und der Abnehmer nicht von 
vornherein dazu verpflichtet war, 
die von dem Lieferanten in das 
Lager verbrachten Ware abzu-
nehmen.  

 

Besonders schwerer Fall von 
Steuerhinterziehung 
BGH, Urt. v. 27.10.2015, 1 StR 
373/15 

Der Strafrahmen bei einer Steu-
erhinterziehung (§ 370 Abs. 1 
AO) reicht von einer Geldstrafe 
bis zu einer Freiheitsstrafe von 
bis zu fünf Jahren. In besonders 
schweren Fällen beträgt die Frei-
heitsstrafe sechs Monaten bis 
zu zehn Jahren (§ 370 Abs. 3 
Satz 1 AO). Unter anderem liegt 
ein besonders schwerer Fall in 
der Regel vor, wenn der Täter in 
großem Ausmaß Steuern ver-
kürzt oder nicht gerechtfertigte 
Steuervorteile erlangt (§ 370 
Abs. 3 Satz 2 Nr.1 AO). Nach der 
bisherigen Rechtsprechung des 
BGH (Urt. v. 2.12.2008, 1 StR 
416/08; Beschl. v. 15.12.2011, 1 
StR 579/11) liegt ein großes 
Ausmaß vor, wenn der Hinter-
ziehungsbetrag 50.000 Euro 
übersteigt. Die Wertgrenze liegt 

jedoch bei 100.000 Euro, wenn 
der Steuerpflichtige zwar eine 
Steuerhinterziehung durch akti-
ves Tun (§ 370 Abs. 1 Nr. 1 AO) 
begeht, indem er eine unvoll-
ständige Steuererklärung abgibt, 
er dabei aber lediglich steuer-
pflichtige Einkünfte oder Um-
sätze verschweigt und allein 
dadurch eine Gefährdung des 
Steueranspruchs herbeiführt. An 
dieser Differenzierung hält der 
BGH nicht länger fest. In Fort-
entwicklung seiner Rechtspre-
chung kommt der BGH im vorlie-
genden Fall einer 
Umsatzsteuerhinterziehung zum 
Ergebnis, dass ein großes Aus-
maß bei jeder Steuerhinterzie-
hung über 50.000 Euro vorliegt. 

 

Negative Einlagezinsen 
BMF, Schr. v. 21.1.2016, III C 3 
– S 7160-d/15/10001  

Das BMF hat in einem Antwort-
Schreiben auf eine Eingabe der 
Wirtschaftsverbände zur umsatz-
steuerlichen Behandlung negati-
ver Einlagezinsen Stellung ge-
nommen. Laut BMF erbringt das 
Geld- oder Kreditinstitut gegen-
über dem Kontoinhaber eine 
Leistung, die in der Verwahrung 
des Kontoguthabens und der 
Kontoführung besteht. Erhebt 
das Geld- oder Kreditinstitut hier-
für eine Gebühr oder behält es 
einen Betrag vom Guthaben als 
sogenannten Negativzins ein, 
handelt es sich hierbei um ein 
Entgelt für eine umsatzsteuer-
bare Leistung. Die Leistung un-
terfällt grundsätzlich der Steuer-
befreiung nach § 4 Nr. 8 Buchst. 
d UStG, da es sich um einen 
Umsatz im Einlagengeschäft 
handelt. Unter den weiteren Vo-
raussetzungen des § 9 Abs. 1 
UStG (Leistung an einen ande-
ren Unternehmer für dessen  
Unternehmen) kann auf die An-
wendung der Steuerbefreiungs-
vorschrift verzichtet werden. 

https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2015/12/vat-newsletter-dezember-2015-kpmg-de.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2015/12/vat-newsletter-dezember-2015-kpmg-de.pdf
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VERANSTALTUNGSHINWEIS  

Umsatzsteuer 2016 – Aktuelle Entwicklungen und Brennpunkte 
An den aufgeführten Standorten informieren KPMG-Spezialisten 
über die aktuellen Entwicklungen im Bereich der Umsatzsteuer. Da-
bei stehen Neuerungen der Gesetzeslage und ausgewählte Ent-
scheidungen des EuGH, des BFH und einzelner Finanzgerichte im 
Vordergrund. Es werden typische Fallstricke behandelt und Lö-
sungsvorschläge aufgezeigt. Ergänzt wird dieser Überblick durch die 
Darstellung ausgewählter Verwaltungsanweisungen.  

Weitere Informationen zu der Veranstaltung finden Sie hier. 

8. März 2016 ‒ Bielefeld 

8. März 2016 ‒ Mannheim 

9. März 2016 ‒ Köln 

10. März 2016 ‒ Kiel  
(Breakfast Meeting) 

15. März 2016 ‒ Dortmund 

15. März 2016 ‒ Neu-Ulm 

16. März 2016 ‒ Aachen 

17. März 2016 ‒ Stuttgart 

17. März 2016 ‒ Berlin 

17. März 2016 ‒ Lübeck  
(Breakfast Meeting) 

17. März 2016 ‒ Düsseldorf 

23. März 2016 ‒ Hamburg 

5. April 2016 ‒ Bremen  

7. April 2016 ‒ Karlsruhe 

7. April 2016 ‒ Leipzig 

13. April 2016 ‒ Hannover 

13. April 2016 ‒ Frankfurt am 
Main  

19. April 2016 ‒ Nürnberg 

20. April 2016 ‒ Braunschweig 
(Breakfast Meeting) 

21. April 2016 ‒ Göttingen  
(Breakfast Meeting) 

27. April 2016 ‒ München 

28. April 2016 ‒ Saarbrücken 
(Breakfast Meeting) 

https://home.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2016/01/FlyerUmsatzst.pdf
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Auf der Website von KPMG In-
ternational** finden Sie frei zu-
gänglich viele wichtige Hinweise 
zum Umsatzsteuerrecht im In- 
und Ausland. Dort steht unter 
anderem die KPMG-Publikation 
„Global Indirect Tax Brief“ von 
KPMG International zum Down-
load bereit. Gerne beraten wir 
Sie mithilfe unseres Netzwerks 
zu internationalen Fragestellun-
gen.  
 
Besuchen Sie für aktuelle Infor-
mationen auch unsere Website. 
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**Bitte beachten Sie, dass KPMG International keine 
Dienstleistungen für Mandanten erbringt. 
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